
SPIEGEL: Herr Weil, wie fühlt man sich als
Mitglied einer zerrissenen Partei?
Weil: Mir geht es als überzeugtem Sozial-
demokraten gut. Wir hatten eine spannen-
de Diskussion beim Parteitag. Aber es ist
klar: Wir sind in einer schwierigen Situa -
tion in der SPD.
SPIEGEL: Das klingt harmlos. Fast die Hälfte
der Delegierten hat gegen die Aufnahme
von Koalitionsgesprächen votiert – obwohl
die SPD-Spitze massiv dafür warb. Wer
bestimmt eigentlich den Kurs der Partei?
Weil: Ganz klar die Mehrheit. Deswegen
haben wir ja so mit uns gerungen. Wenn
wir allerdings diejenigen sind, die immer
nur das Haar in der Suppe suchen, dürfen

wir uns nicht über das schlechte Bild wun-
dern, das dabei entsteht.
SPIEGEL: Bei vielen Mitgliedern der SPD
scheint es eine Sehnsucht nach Opposition
zu geben. Wie erklären Sie sich das?
Weil: Natürlich liegt der Grund dafür in
den Wahlniederlagen der vergangenen Jah-
re. Manche meiner Parteifreunde ziehen
daraus den Schluss: Wenn wir endlich
nicht mehr regieren, wird alles besser. Ich
glaube, das Gegenteil ist richtig. Wir sind
eine Verantwortungspartei. Wenn wir die
Chance haben, Teile unserer Politik um-
zusetzen, müssen wir das tun. Etwas an-
deres würden uns viele Menschen übel
nehmen. Mit Recht.

SPIEGEL: Vor Ihnen liegen mehrere Wo-
chen Koalitionsverhandlungen. Viele in
 Ihrer Partei hoffen auf deutliche Zuge -
ständnisse der Union in der Arbeitsmarkt-
und Gesundheitspolitik. Haben Sie falsch
 sondiert?
Weil: Nein. Ich bin mit den Sondierungs -
ergebnissen im Grundsatz sehr zufrieden.
Aber es gibt Felder, in denen wir weiter
verhandeln werden. Und die Union müsste
eigentlich in ihrem eigenen Interesse ge-
sprächsbereit sein.
SPIEGEL: Worüber soll geredet werden?
Weil: Erstens: Dass wir zwei christliche Par-
teien auffordern müssen, beim Familien-
nachzug für Flüchtlinge auch Härtefälle
zu berücksichtigen, ist schon allerhand.
Das kann kein unüberwindbares Problem
sein. Zweitens: Zwischen dem Status quo
und dem totalen Wegfall der sachgrund -
losen Befristung bei Arbeitsverträgen sind
durchaus Zwischenschritte denkbar. Wir
können etwa über die Länge von Zeitver-
trägen reden oder auch darüber, wie viele
Befristungen aufeinander folgen dürfen.
Und drittens: CDU-Wähler ärgern sich
 sicher genauso wie unsere Wähler über
Ungerechtigkeiten in der ärztlichen Ver-
sorgung. Es ist auf Dauer nicht akzeptabel,
wenn viele gesetzlich Versicherte beim
Arzt zwei Stunden im Wartezimmer war-
ten und der Privatversicherte nur zehn
 Minuten.
SPIEGEL: Die Inhalte sind das eine. Es gibt
in der SPD auch den Konsens, die nächste
Große Koalition anders anzugehen als die
letzte. Was war denn das Problem?
Weil: Die SPD muss in der Bundesregie-
rung kantiger, kritischer und konfliktbe-
reiter auftreten als in den letzten Jahren.
Wir hören immer wieder den Vorwurf,
dass wir gegenüber der Kanzlerin loyaler
gewesen seien, als die CSU es war. Das
darf der SPD kein zweites Mal geschehen.
Allein in der Rubrik Anmache liegt die
CSU meilenweit vor der SPD. Ich will kei-
nen Krawall in der Regierung, aber bei in-
haltlichen Differenzen müssen wir Klartext
reden in einer neuen Koalition. Die SPD
sollte dringend vermeiden, sich vorschnell
auf Kompromisse einzulassen, die unseren
tiefsten Überzeugungen entgegenstehen.
SPIEGEL: Juso-Chef Kevin Kühnert sagt,
eine Erneuerung der SPD funktioniere nur
in der Opposition. Hat er nicht recht?
Weil: Ach was. Die Risiken in der Opposi-
tion sind mindestens so groß wie in der
Regierung. Aber eine Neuausrichtung ist
zweifelsohne erforderlich. Die SPD wird
sich deutlich intensiver um ein eigenes
Profil kümmern müssen. Die Rückkopp-
lung zur Parteibasis muss auch eine ande-
re werden. In der SPD gibt es derzeit ein
großes Misstrauen gegen „die da oben“.
Das lässt sich nur lösen, wenn wir intensi-
ver mit einander reden. Aber mich stören
nicht enden wollende Bauchnabeldebat-
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„Mich stören
 Bauchnabeldebatten“
SPD Für Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil, 59, ist
 Opposition Mist. Der Sozialdemokrat fordert, dass seine 
Partei in einer Großen Koalition stärker auf Konflikt setzt.
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ten. Wir müssen uns mit der Gesellschaft
befassen.
SPIEGEL: Hat Martin Schulz noch den nöti-
gen Rückhalt in der SPD, um die Partei
aus der Krise zu führen?
Weil: Er ist erst im Dezember mit großer
Mehrheit als Parteichef bestätigt worden.
Daran gibt es nichts zu rütteln. Was ich
auf dem Parteitag als sehr positiv wahr -
genommen habe, ist, dass seit langer Zeit
die gesamte Führungsspitze gemeinsam als
Team gekämpft hat.
SPIEGEL: Mit mäßigem Erfolg.
Weil: Das war ein deutlicher Fortschritt ge-
genüber dem, was wir in der Vergangenheit
erlebt haben. Richtig ist aber auch, dass
wir noch jede Menge Diskussions bedarf
haben. Da ist in den vergangenen Jahren
zu viel unter den Teppich gekehrt worden,
um einer scheinbaren Geschlossenheit wil-
len. Irgendwann bricht das auf. Spätestens
wenn der Erfolg ausbleibt.
SPIEGEL: Nennen Sie uns ein Beispiel?
Weil: Thema Zuwanderung. Wir haben viel
über die Willkommenskultur und die Auf-
nahme von Flüchtlingen gesprochen. Ande -
rerseits gibt es sicher Grenzen der Integra-
tionsfähigkeit. Das ist ein Spannungsver-
hältnis, das wir nicht ausdiskutiert haben.
Wir haben in der Vergangenheit in der SPD
auch nicht geklärt, was die richtige Strate-
gie beim Kohleausstieg ist. Es gibt also
reichlich Fehler, über die man reden muss
und die man überwinden kann.
SPIEGEL: Fürchten Sie das Mitgliedervotum
über die Große Koalition?
Weil: Nein. Wir haben jetzt Zeit, endlich
mal darüber zu sprechen, was wir in den
kommenden Jahren machen und erreichen
wollen. Die Diskussion wird bis zum Mit-
gliedervotum ruhiger und weniger aufge-
regt geführt werden, da bin ich mir sicher.
Bei allem Respekt: Ich erwarte von den
Kritikern, dass sie sich in den nächsten Wo-
chen ernsthaft auch damit beschäftigen,
was Neuwahlen für die SPD und für die
Demokratie bedeuten würden. Bei der
AfD würden die Sektkorken knallen.
SPIEGEL: Die Ministerpräsidentin von Rhein-
land-Pfalz, Malu Dreyer, hat kürzlich ge-
fordert, dass in zwei Jahren feststehen sol-
le, mit wem man 2021 antritt. Ist dieser
Zeitplan für die Spitzenkandidatur auch
aus Ihrer Sicht richtig?
Weil: Es ist klug, früh genug mit einem Füh-
rungspersonal zu arbeiten, von dem man
weiß, das steht auch bei einer Wahl zur
Verfügung. Nur auf einen Zeitplan möchte
ich mich noch nicht festlegen.
SPIEGEL: Sie sind einer der wenigen Wahl-
sieger, die die SPD noch hat. Hätten Sie
Lust auf eine Kanzlerkandidatur?
Weil: Ach, wissen Sie, ich habe mich sehr
bemüht, als Ministerpräsident von Nieder-
sachsen wiedergewählt zu werden. Das
möchte ich auch bleiben.

Interview: Hubert Gude, Veit Medick
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Als Sigmar Gabriel am Dienstag-
abend an der Schönbuchhalle 
von Dettenhausen bei Stuttgart

vorfährt, halten ihm Demonstranten ein
 Plakat entgegen: „Erdoğan führt Angriffs-
krieg mit deutschen Waffen.“ Die Demons-
tranten spielten auf eine SPIEGEL-Mel-
dung aus dieser Woche an. Danach hat der
deutsche Außenminister der Regierung in
Ankara angeboten, türkische „Leopard 2“-
Panzer aufzurüsten, unter anderem mit
dem Ziel, dadurch die Freilassung des in-
haftierten „Welt“-Korrespondenten Deniz
Yücel zu befördern.

Doch nachdem am Wochenende Bilder
ebenjener „Leopard“-Panzer von der tür-
kischen Militäroperation gegen die kur -
dische YPG-Miliz in Nordsyrien über die
Fernsehschirme liefen, dauerte es nicht lan-
ge, bis die Bundesregierung das Angebot
an die Türkei zurückzog. Erst eine neue
Regierung werde darüber befinden, ver-
kündete Gabriel am Donnerstag.

Das gilt auch für ein weiteres Zugeständ-
nis. Bereits im Oktober genehmigte der Bun-
dessicherheitsrat eine Voranfrage Ankaras
über die Lieferung von 120 Schutzmodulen
gegen Sprengfallen und Bodenminen für
den US-amerikanischen Kampfpanzer M60.
Nun soll das Projekt ebenfalls gestoppt wer-
den. Das geheim tagende Gremium trat für
die Entscheidung nicht zusammen, stattdes-
sen wurde die Zustimmung per Unterschrift
der verantwortlichen Minister bestätigt.

Das Thema Rüstungsexporte überschat-
tet die Koalitionsverhandlungen, die am

Koalition der
Entrüstung
Außenpolitik Die SPD setzte
 gegen die Union eine schärfere
Kontrolle von Waffenexporten
durch. Jetzt stellen Sozial -
demokraten die Einigung infrage. 

Freitag begonnen haben. Schon im Son-
dierungspapier konnten die Kritiker der
bisherigen Exportpolitik einen großen Er-
folg feiern: „Die Bundesregierung wird ab
sofort keine Ausfuhren an Länder geneh-
migen, solange diese am Jemenkrieg be-
teiligt sind“, heißt es darin.

Durchgesetzt hatte den Passus der SPD-
Außenpolitiker Rolf Mützenich, unter-
stützt wurde er von Generalsekretär Lars
Klingbeil, obwohl dessen Wahlkreis in der
Nähe eines Standorts des deutschen Rüs-
tungskonzerns Rheinmetall liegt. Doch
nicht nur in der Union würden viele den
Satz am liebsten wieder streichen, auch
bei den Genossen stellen manche ihn
schon wieder infrage. 

Es gebe eine Bitte aus Ägypten, deut-
sche Radpanzer zu kaufen, um die Grenze
gegen Waffenschmuggler zu schützen, be-
richtete Gabriel beim Neujahrsempfang
der Tübinger Kreis-SPD in Dettenhausen.
Solle man die jetzt nicht liefern, weil das
Risiko besteht, dass der ägyptische Präsi-
dent sie auf dem Tahrir-Platz gegen die
 eigene Bevölkerung einsetzt? Oder sei es
nicht ebenso wichtig, den Kampf gegen
Waffenschmuggel zu unterstützen, fragte
Gabriel die Genossen. „Es ist nicht so
 einfach, wie wir uns das im warmen und
sicheren Deutschland vorstellen.“

Auch einer anderen prominenten Sozial -
demokratin bereitet der Rüstungsstopp
Sorgen: Manuela Schwesig, Ministerprä -
sidentin von Mecklenburg-Vorpommern,
bangt um 300 Arbeitsplätze der Peene-
Werft in Wolgast. Dort hat Saudi-Arabien
Patrouillenboote bestellt, die Bundesregie-
rung genehmigte den Kauf, die ersten
 Boote wurden bereits geliefert, mit dem
Beschluss der Sondierer jedoch ist die
 Produktion gefährdet.

Schwesigs Landesregierung wirbt nun
um „Vertrauensschutz für die Werft und
ihre Mitarbeiter, dass die Boote weiter ge-
baut und auch geliefert werden können“,
so ein Sprecher. Umgekehrt müsse Deutsch-
land darauf vertrauen können, dass die
Boote wie vorgesehen „nur für den Küsten -
schutz eingesetzt werden.“

Den erfolgreichen Waffenkritiker Müt-
zenich beeindrucken solche Argumente
wenig. Der Satz aus dem Sondierungs -
papier sei „eindeutig“, sagt der Fraktions-
vize. Der Stopp umfasse alle Rüstungs -
güter, das schließe Patrouillenboote für
Saudi-Arabien oder Radpanzer für Ägyp-
ten ein. „Es ist ein großer Erfolg, dass wir
diesen Passus durchgesetzt haben, und ich
bin nicht bereit, dahinter zurückzugehen.“

Ihre unterschiedlichen Sichtweisen kön-
nen Mützenich und Gabriel demnächst
 direkt miteinander besprechen. Bei den
 Koalitionsverhandlungen sind beide für die
Arbeitsgruppe „Außenpolitik“ nominiert.

Matthias Gebauer, Annette Großbongardt, 
Christoph Schult
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„Leopard 2“-Panzer 
„Nicht so einfach, wie wir uns das vorstellen“


